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Programm
des Deutschen
Gewerkschaftsbundes
fur altere Arbeitnehmer

{mit Erlauterungen)



VORWORT

Das vorliegende Programm des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des enthdlt Forderungen und Vorschlage zugunsten der dlteren
Arbeitnehmer, deren Situation vielfach durch berufliche Herab-
stufung und Einkommensverluste sowie durch fang dauernde
Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist. Es soll weitere Schritte zur
Verwirklichung gewerkschaftlicher Beschltisse, insbesondere des
DGB-Aktionsprogramms fdérdern. Ziel des DGB ist der Schutz
alterer Arbeitnehmer vor den negativen sozialen Folgen der Ver-
a&nderungen in Wirtschaft und Technik. Der DGB hat dieses Pro-
gramm im Zusammenhang mit einer umfassenden Studie sei-
nes Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) zur
Verbesserung der Lebenslage alterer Menschen entwickelt. Diese
Studie wird der Offentlichkeit gleichzeitig vorgelegt.

In dem DGB-Programm geht es um die Verbesserung der
Chancen fiir dltere Arbeitnehmer, eine voilwertige Tatigkeit unter
zumutbaren Arbeitsbedingungen und mit angemessener Entloh-
nung bis zum Ubergang in den Ruhestand ausiiben zu kénnen.
Gewerkschaftliche Solidaritdt konnte bereits maBgebende Er-
folge auf diesem Wege erzielen, z. B. in Fragen der Einkommens-
sicherung und der Unkiindbarkeit ab bestimmten Lebensalter.
Unter Ausschépfung ihrer Mitbestimmungsrechte nach dem ver-
besserten Betriebsverfassungsgesetz 1972 gelang es vielen Be-
triebsraten, die bisherigen Benachteifigungen dieser Arbeitneh-
mergruppe Zu mildern. Die wihrend des jiingsten Beschéfti-
gungsriickgangs wachsende Sorge um die Ausbildungs- und
Beschéftigungssituation der Jugendlichen darf nicht dazu fahren,
in den Bemiihungen um die Verbesserung der sozialen Situation
der ilteren Arbeitnehmer nachzulassen. Es gilt vielmehr, die
bisherigen Erfolge noch breiter durchzusetzen.

Dariiber hinaus sind weitere Hilfen und varbeugende Maf-
nahmen erforderlich, um bestehende Benachteliigungen &lterer
Arbeitnehmer auszugleichen und um negative soziale Auswir-
kungen uaseres Wirtschaftssystems zu verhindern. Hierzu ge-
héren MaBnahmen im Bereich der Arbeitsorganisation, der Ar-
beitszeitgestaltung, der beruflichen Qualifizierung und der Per-
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sonalplanung, die auf eine Humanisierung der Arbeit und somit
auf Verbesserungen fir alle Arbeitnehmer hinzielen.

Mit seinem Programm will der Deutsche Gewerkschaftsbund
vor allem Handlungs- und Gestaltungsmoglichkeiten fiir den
Betriebsrat und fir die Tarifvertragsparteien aufzeigen. Darliber
hinaus ist aber auch der Gesetzgeber aufgerufen, notwendige
gesetzliche Grundliagen fiir diese nach Auffassung des DGB
unumganglichen VYerbesserungen zu schaffen.

Disseldorf, im August 1975

il s e

Heinz O. Vetter Gerd Muhr
{Vorsitzender) (stellv, Vorsitzender)
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Alle mit einer grauen Fliche unterlegten Textstellen -
sind Originalauszige aus dem ,Pregramm des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes fiir dltere Arbeitnehmar”. .

i. Einleitung

Der Deutsche Gewerkschaftsbund fordert Vollbeschaftigung und Si-
cherung der Arbeitsplatze. Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf einen
vollwertigen, seinen Neigungen oder Eignungen enisprechenden Ar-
beitsplatz unter zumutbaren Arbeitsbedingungen und mit angemesse-
ner Entlohnung. Dies hat ungeachtet des Lebeansalters sowie anderer
personlicher Merkmale ~ insbesondere Geschlecht, Herkunft, Bildung,
berufliche Tatigkeit — zu gelten.

Altere Arbeitnehmer haben infolge des stindigen Strukturwandels und
konjunktureller Schwankungen in unserem Wirtschaftsleben besondere
Beschaftigungsnachtieile. Sichtbares und meBbares Zeichen fiir Be-
schaftigungsprobleme &lterer Arbeitnehmer ist die héhere und langer
andauernde Arbeitslosigkeit. Was jedoch kaum in Zahlen ausgedriickt
werden kann und oft (iberhaupt nicht bekannt wird, ist das AusmaB
der mit den wirtschaftlichen und betrieblichen Anderungen verbunde-
nen beruflichen Herabstufung durch minderqualifizierte Beschéftigung
und Einkommensminderung.

Die auf dem wissenschaftlichen, technischen, organisatorischen und
wirtschaftlichen Wandel beruhenden Verdnderungen der Arbeit und
der Leistungsanforderungen erfolgen unter den Bedingungen eines
vorwiegend an Gewinnmaximierung orientierten privat-wirtschaftiichen
Wirtschaftssystems. Die negativen sozialen Auswirkungen dieser An-
derungen auf die Beschaftigungssituation der Arbeitnehmer werden
vernachléssigt. Sie werden {iberdies durch Mangel unsereg Bildungs-,
Ausbildungs- und Fortbildungswesens, bel der Berufswahl sowia in
der betrieblichen Personalpolitik verstirkt, Altere Arbeitnehmer leiden
in besonderem MaBe darunter. Eine zusétzliche Belastung fiir sie ist
die stindig gegenwirtige Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes
und vor beruflicher Herabstufung.

Unter dem gewerkschaftlichen Solidaritatsverstdndnis verlangt der
DGB verstirkte Bemiihungen zur Erzielung eines qualitativ ausgewo-
genen Wirtschaftswachstums und eine an Arbeitnehmerinteressen
orientierte betriebliche und {iberbetriebliche Beschaftigungspolitik.

Die bisherigen MaBnahmen fiir altere Arbeitnehmer Im Rahmen
der Arbeitsmarktnolitik, des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts,
der Tarifpolitik sowie der betrieblichen Regelungen zielen zwar darauf
ab, die Entlassung alterer Arbeitnehmer zu erschweren und finanzielle
Nachteite zu mildern, jedoch wird das eigentliche gewerkschaftliche
Ziel einer eignungs- oder neigungsgerachten Beschiftigung noch weit-
gehend verfehlt, Verstarkte Anstrengungen sind erforderlich, um diese
negativen sozialen Auswirkungen auf Dauer zu verhindern; bereits
bestehénde Benachteiligungen sind auszugleichen. Hierzu bedarf es
kurzfristiger Hilfen und umfassender vorbeugender MaBnahmen flr
aile Arbeitnehmer. Die Erhaltung und Wiederherstellung der Arbeits-
Kkraft des alteren Arbeitnehmers ist eine vorrangige gesellschaftspoliti-
sche Aufgabe und Kern des gewerkschatftlichen Programms fir alters
Arbeitnehmer. :
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I}. Zur Beschéftigungssituation
dlterer Arbeitnehmer

Der Anteil der Arbeitnehmer im hoheren Lebensalter an der Er-
werbsbevdlkerung der Bundesrepublik steigt an,

In~ und ausldndische Untersuchungen Uber die Leistungsfihig-
keit aiterer Menschen machen deutlich, daB die verbreitete Thase,
die Leistungsfahigkeit sinke genereli mit zunehmendem Lebens-
alter, nicht zutrifft. Unterschiede in der Leistungsfahigkeit héngen
vielmehr ab von den Berufskategorien, von den Moglichkeiten be-
ruflicher Qualifizierung, den Arbeitsbedingungen sowie den sich mit
zunehmendem Lebensaiter andernden Leistungsmerkmalen.

Es trifft nicht zu, daB3

-~ dltere Arbeitnehmer der kérperlichen Belastung des Arbeits-
lebens weniger gewachsen sind.

Es trifft nicht zu, daB

— dltere Arbeitnehmer haufiger krank sind,

Es trifft nicht zu, da8

— altere Arbeitnehmer stérker unfaligefahrdet sind.

Es trifft nicht zu, daB

— éltere Arbeitnehmer geistig und intellektuell weniger leistungs-
f3hig sind, - e

Es'trifft nicht zu, daB ! . ‘ ’

— ésiil:ﬁire Arbeitnehmer weder fahig noch bereit zur Weiterbildung

Es trifft nicht zu, daB .

—_ élterq Arbeitnehmer weder bereit noch fahig zur Anpassung an
technische und wirtschaftliche Anderungen sind.

Es trifft nicht zu, daf . h ‘

—"ﬁltefg Arbeitnehmer geringe?g Arbeitsbereitschaft zeigen,”

- Eine genaus Abgrenzung zwischen alteren und jingeren Arbeit-

nehmern ist nicht méglich. Biologisches Alter allein ist keinesfalls
ein ausreichandes Bestimmungsme-kmal. -
Fiir Arbeltr}ehn]er _ab dem 45, Lebensjahr bestehen Schwierigkei-
ten vor allem in Hinblick auf die Dauer der Arbeitslosigkeit. Allerdings
sind die v:el{altngen Erscheinungsformen der beruflichen Herabstufung
mit fortschreitendem Lebensalter hisher noch nicht erfaBt.

Die offen ausgewiesene Arbeitslosigkeit stellt nur einen Teil der
Beschaftigungsprobleme der alteren Arbeitnehmer dar. Gerade Zltere
Arpeitnehmer sind h2ufig von der sogenannten verdeckten Arbeits-
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losigkeit betroffen, denn viele von ihnen werden zum vorzeitigen Aus-
scheiden aus dem Arbeitsteben veranlaBt.

Neben dem Abdrangen in die verdeckte Arbeitslosigkeit, in den.vor-
zeitigen Ruhestand, werden vieifach gerace itere Arbeitnehmer beruf-
lich und einkommensmafiy herabgestuft. Dabei handelt es sich bei
den Arbeitspldtzen, die fiir Altere reserviert sind, oft um “esonders
wenig angesehene und minderbezahite Tatigkeiten; diese sind in der
Regel mit einem Prestigeverlust, teilweise sogar mit Diskriminierung
verbunden.

ill. Forderungen und MaBnahmen zur Be-
seitigung von Beschéftigungsnachteilen

Alle MaBnahmen zur Sicherung einer der Eignung oder der Nei-
gung entsprechenden Beschaftigung mit zunehmendem Alter miis-
ser. darauf gerichtet sein, daf

— die Arbeitswelt menschengerecht gestaltet wird,

— die Arbeitnehmer auch bei zunehmendem Lebensalter voll im
ArbeitsprozeB integriert bleiben und durch beschaftigungspoli-
tische MaBnahmen nicht als eine besondere schutzbedurftige
Gruppe isoliert werden, -

— Hiifen nicht erst dann einsetzen, wenn Beschaftiyungsprobieme
aufgetreten sind,

— die tariflichen und gesetzlichen Mittel und Moglichkeiten ausge-
schépft und verbessert werden.

Die Durchsetzung der gewerkschaitlichen Forderung nach einem
neigungs- oder eignungsgerechten Arbeitsplatz unter zumutbaren Ar-
beitsbedingungen und mit angemessener Enttohnung fiir Arbeitnehmer
jeden Alters verlangt MaBnahmen
— zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen,

— zur beruflichen Eingliederung und Qualifizierung &lterer Arbeitneh-
mer,

— zur Gestaltung des Ubergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand
nach den Bediirfnissen des alter werdenden Arbeitnehmers.

Ein gewerkschaftliches Programm fiir dltere Arbeitnehmer ist inso-
weit gleichzeiiig ein Programm fiir alle Arbeitnehmer und ein Beitrag
zur Humanisierung der gesamten Arbeitswelt. In den Fallen, in denen
iltere Arbeitnehmer bereits eine berufliche und einkommensmagige
Herabstufung etfahren haben, missen diese Beschéftigungsnachteile
durch kurzfristige MaBnahmen ausgeglichen oder gemildert werden.

Es Ist Aufgabe und Anliegen der Gewerkschaften und der Arbeit-
nehmervertretungen, die Arbeitsbedingungen und das Arbeits- und Be-
rufsleben insgesamt an den Interessen der Arbeitnehmer auszurichten;
damit werden auch Beschaftigungsnachteile bestimmtey Arbeitnghmer-
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gruppen (z. B. der alteren Arbeitnehmer, Behinderten, Frauer) verhin-
dert bzw. ausgeglichen.

Zur Durchsetzung der erforderlicl.zn MaBnahmen sind die Mittel
der Tarifpolitik einzusetzen, die bestehenden Mitbestimmungs- und
Mitwirkungsrechte in Betrieb, Unternetimen und im Bereich der Selbst-
verwaltung auszuschopien sowie gezielte Forderungen an den Gesetz-
geber zu richten. Dabei ist auf folgendes zu achten:

a) im Wege tarifvertraglicher Vereinbarungen ist ein méglichst umfas-
sender Schutz besonders auch flr dltere Arbeitnehmer anzustreben,
soweit und solange gesetzliche Regelungen noch nicht bestehen.
Es muB Raum fiir eine flexible Ausgestaltung und Konkretisie-
rung durch entsprechende Betriebsvereinbarungen leiben.

b} Die bestehenden Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte der Be-
triebsrate (gilt entsprechend fir die Personalrite) — inshesondere
die Rechte in sozialen Angelegenheiten, bei der Gestaltung der
Arbeitsbedingungen, bei der Einfihrung und Durchfithrung der
Personalplanung — sind konsequent und stirker als bisher zur
Wahrung der Interessen der henachteiligten dlteren Arbeitnehmer
zu nuizen,

Das Betriebsverfassungsgesetz bringt deutlich zum Ausdruck,
daBl die Belange der &iteren Arbeitnshmer ganz besonders zu be-
riicksichtigen sind, Generell hat der Betriebsrat nach § 80 Abs, 1
Ziff. 6 BetrVG die Beschéaftigung &lterer Arbeitnehmer zu fordern
und ihre berufliche Weiterentwicklung und Anpassung an verin-
derte wirtschaftliche und technische Gegebenheiten mit zu ermég-
lichen. Daritber hinaus verbietet § 75 Abs. 1 Satz 2 BetrVG die Be-
nachtefligung eines Arbeitnehmers wegen seines Aliers. Weitere
Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes, die ein Tatigwerden
gerade auch zugunsten der &lteren Arbeitnehmer nahelegen und
ermdglichen, sind in den §§ 90, 91, 92, 94, 95, 96, 98 99, 102, 111
bis 113 BetrVG enthalten. Auf diese Mitbestimmungs- und Mitwir-
kungsmaéglichkeiten des Betrizbsrates wird im folgendan bei den
einzelnen MaBnahmen dieses Frogramms hingewiesen.

Zur sachgerechten Erfiillung der umfassenden Aufgaben des
Betriebsrats, z. B. in der Arbeitsgestaltung und der Personalpolitik
und zur richtigen Einschatzung und Behandlung der Probleme &lte-
rer Arbeitnshmer, ist dis Teilnahme der Betriebsratsmitglieder an
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen nach § 37 Abs. 6 Betr'VG
zu Themen wie Personalplanung, Mitbestimmung bei der betrieb-
hc?er‘; Lo!}jngestaltung, menschengerechte Arbeitsgestaltung usw.
erforderlich.

Dabei darf nicht iibersehen werden, daB die Mitbestimmungs-
und Mitwirkungsbereiche des Betriebsverfassungsgesetzes, vor
allem die Personalplanung und Asbeitsplatzgestaltung, abhéngig
sind von den im wirtschafilich-kaufménnischen Sekior gesetzten
Daten der Investitions- und Finanzplanung. Hier ist aber eine Mit-
bestimmung bisher nicht oder nur unzureichend vorhanden, Jedach
sind auch dort, wo keine Unternehmensmitbestimmung eingefiihrt
ist, alle erreichbaren Informationen konsequent fiir eine Personal-
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politik im Interesse der Belegschaft auszunutzen (§ 106 BetrvG —
Wirtschaftsausschuf) 7).

©) Mit fortschreitender Anwendung des wissenschaftiich-technischen

Fostschritts in dar Produktion wird ein dauerhafter Schutz der Ar-
beitnehmer vor Arbeitsiosigkeit und Herabstufung zunehmend da-
von abhdngig, daB die von den Gewerkschaften geforderte umfas-
sende betriebiche, Uberbetriebliche und gesamtwirtschaftiiche Mit-
bestimmung durchgesetzt wird.

Soweit die Gewerkschaften bereits in den Selbstverwaltungsorga-
nen &ffentlich-rechtlicher Entscheidungstedger vertreten sind, wer-
den sie ihre Maglichkeiten noch besser nuitzen. Im Bereich der
Bundesanstalt fir Arbeit milssen die Interessen aiterer Arbeit-
nehmer bei der Arbeitsvermittiung, Berufsberaturg, beruflichen
Fortbildung und Wiedereingliederung vor den Arbeitnehmervertre-
tern in der Selbstverwaltung noch stirker zur Geltung gebracht
werden.

tnitiativen gegeniiber dem Gesetzgeber sind erforderlich, z. 8. zur
Vereinheitlichtung und Verbesserung des Kindigungsschutzes und
zur Einfithrung eines aligemeinen Bildungsuriaubs.

-~

1. Humanisierung der Arbeit

Rie Annahme, wissenschaftlicher, technischer, organisatorischer
und wirtschaitlicher Wandel werde automatisch’ zur Verbesserung
dei- Arbeitshedingungen fiihren, hat sich als llfusion erwiesen. Die
Humanisierung der Arbeitswelt ist keinesfalls eine rwvangsliaufige
Folge dieses Wandels. Die Gewerkschaften werden ares unterneh-
maen, damit der wissenschaftliche, technische, organisatorische und
wirtschaftliche Wandel nicht zur Bedrohunyg des Arbeitsplatzes und
zur Verschiechierung der Arbeitsbedingungen fiihrt, Dardbzer hinaus
miissen al’z Moglichkeiten zur Verbesserung der Arbeitssitpation
genlitzt werden.

Bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen ist der bisher iibliche

MaBistab fiir die Leistungs- und Belastungsnormen zu {berpriifen.
Arbeitsbedingungen und Leistungsanforderungen, wie Arbeitstempo,
Arbeitszeit, Arbeitsmenge, kbrperliche Anforderungen und Umgebungs-
einfliisse werden heute noch an der Hochstieistungsfihigkeit und -be-
lastbarkeit gemessen. Die betriebsiibliche Leistung wird vielfach in
einer Weise abgefordert, daf der Arbeitnehmer nur bei einer erheb-
lichen Uberetfilllung der tariflichen Normalleistung bzw. einer anderen
zumutbaren Bezugsleistung einen ausreichenden Verdienst erzielen
kann. Dies fithrt mit zunehmendem Zlter zu gesundheitlicher Gefahren
und Schaden. Die aus dieser Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft
entstehenden Folgekosten hat die Ahgemeinheit zu tragen (vorgezoge-
ne Rentenleistungen wegen Invaliditit, medizinische Versorgung usw.).
Im Intaresse der einzelnen Arbeitnehmer und der Allgemeinneit sind
deshalb Produktionsbedingungsn und Produkticasmethoden so zu ge-

'} Val. dazu z. B. Wirtschafiliche Angelegeniteiten in der Botriebsverfassung, Schrit-

tertreihe deor IG Druck und Papier fur Betriebsrite, Heft 10
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stalten, daB der Altere Arbeitnehmer imstande bleibt, die Anforderun-
gen und Bedingungen zu erfilllen.

1.1. Menschengerechte Arbeitsorganisation

Die Forderung nach einer menschengerechten Gestaltung der
Arbeitsorganisation wird infolge der Arbeitsteilung und der
erhiihten Zahl von Arbeitsplitzen mit einférmiger, sich sténdig
wiederholender (repititiver) Teilarbeit dringlicher. Die Tendenz zur
ibersteigerten Arbeitsteilung flihrt zu kérperlichen und seelischen
Gesundheltsschaden der Arbeitnshmer und bedeutet gleichzeitig
eine Verschwendung, beruflichen Qualifikationspotentials. Deshalb
ist ihr entgegenzuwirken. DarUber hinaus beeintréchtigt sie auch
langfristig die gesamiwirtschaftliche Produktivitét.

Dem Verlust an Selbstindigkeit bei der Arbeit, an Dispositions-
moglichkeiten und sozialen Kontakten der Arbeitnehmer und der
Entqualifizierung vieler Tatigkeiten muB durch die Einfiihrung neuer
Formen der Arbeitsorganisation begegnet werden, Menschenge-
rechte Organisation der Arbeit ermaglicht jedem Arbeitnehmer die -
Entfaitung von Kenntnissen und Fertigkeiten und vermehrt zugleich
das Bediirfnis nach kontinuierlicher Qualifizierung.

Fiir.behinderte altere Arbeitnehmer, insbesondere fir Schwer-
behinderte, miissen mehr geeignete qualifizierte Arbeitspidtze zur
Verfligung gestelit werden, Zu diesem Zweck haben die Betriebe
alle Maglichkeiten auszuschdpfen 2). -

Die Arbeitssituation kann dadurch verbessert werden, daB dem
einzelnen Arbeitnehmer mehrere Arbeitsvorgange zugeordnet werden
mit dem Ziel, eine sinnvollere Beziehung zum Arbeitsergebnis her-
zustelien.

In diesem Zusammenhang ist zu tberpriifen, ob und inwieweit das
Prinzip des FlieBbandsystems durch andere Formen der Arbeitsorgani-
sation ersetzt werden kann. Eine mehr ganzheitliche Arbeitserfassung
befdhigt den Arbeitnehmer zugleich zu einer besseren Anpassung an
die auf Grund wissenschaftlich-technischer Neuerungen vorgenomme-
nen Verdnderungen des Produktionsprozesses.

Im tarifvertraglichen Bereich sind dafiir Grundséatze und Verfahrens-
regeln zu entwickeln und durchzusetzen. Ein wichtiger erster Schritt
auf dieserr Wage ist z. B. mit der Verpflichtung zur Einhaltung von
Mindesttaxtzeiten und anderen Regelungen in der Metallindustrie Nord-
wiirttemberg/Nordbaden getan worden °)

Die bisher bestehenden Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte
des Betriebsrates im Bereich der Gestaitung der Arbeitsorganisation
nach den §§ 90 und 91 BetrVG milssen erheblich ausgeweitat und um
hmrelehende.Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmervertreter im Be-
‘r'%crga :er wirtschaftlich-kaufmannischen Vorentscheidungen ergénzt

”‘) Zu dieser Verpflichtung vgl. § 11 Abs. 2 Schwerbehindertengesetz
} Vgl. Lohnrahmentarifvertrag Ii Nordwiirttemberg/Nordbaden Metallindustrle
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1.2. Menschengerechte Arbeitsgestaltung
(Arbeitsplatz und Arbeitsinhalt)

Zur Anpassung der Arbeitsbedingungen an die Leistungs- und
Beanspruchungsfahigkeit der Arbeitnehmer sind die arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnisse stindig zu dberpriifen und bei der Ge-
staltung der Arbeitsplatzbedingungen konsequent einzusetzen. Da-
bei sind insbesondere folgenda Kriterien zu beachten;

— Einfliisse der Umgebung, wie Larm, Hitze, Feuchtigkeit, Raum-
temperatur, Gase, Ddmpfe, Schmutz, unzureichende Beleuchtung
und Blendwirkung sowie

— einseitig-statische Arbeit, erhdhte Muskelbeanspruchung und
Konzentration, Einférmigkeit und Zeitdruck. ]

Es muB eine standige Uberpriifung der Arbeitsplatze, besonders
durch den Betriebsrat und den Betriebsmedizinischen Dienst erfol-
gen 4). Dazu gehdren auch das Kontrollieren, ggf. die Anderung von
Spitzenbelastungen, die Uberpriifung der Arbeitsvorgénge mit Hilfe
physiologischer Standarts und entsprechende AnpassungsmaBnahmen.
Es bestehen auch bei kérperlich anstrengenden Tétigkeiten noch nicht
ausgeschdpfte Moglichkeiten der menschengerechten Arbeitsgestal-
tung. Das muB besonders zugunsten der élteren Arbeitnehmer er-
foigen. Fiir jiingere Arbeitnehmer muB es schon deshalb gefordert wer-
den, weil nur so einem vorzeitigen Leistungsverschleif entgegengewirkt
werden kann.

Der Betriebsrat hat in bezug auf Neu-, Um- und Erweiterungsbauten,
bei der Planung neuer Arbeitsplétze, Arbeitsverfahren und Arbeitsab-
ldufe nach § 99 BetrvG einen Informationsanspruch. Er kann vom
Arbeitgeber auch verlangen, daB dariiber gemeinsam beraten wird.
Dabei sollen die gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse
iiber die menschengerechte Gestaltung der Arbeit beriicksichtigt wer-
den. Der Betricbsrat kann also im Planungsstadium verlangen, daB die
Arbeitsplatze den Bediirfnissen der Arbeitnehmer, insbesondere auch
dlterer Arbaitnehmer angepaft werden.

Nach § 91 BetrVG kann der Betriebsrat verlangen, daB Arbeits-
plitze, Arbeltsablaufe oder die Arbeitsumgebung, soweit sie den ge-
sicherten arbeitswissenschattlichen Erkenntnissen Uber die menschen-
gerechte Gestaltung der Arbeit offensichtlich widersprechen, verdndert
werden. Auch hier bietet sich ein Ansatzpunkt zur menschengerachten
Gestaltung der Arbeit 9).

h Hehundi

‘) vgl. dazu Gesundheitspolitisches Programm des Dt Gewerk
8. 23 (; vgl. auch unten Punkt 1.5. {Arbeltssicherheit und G dheltsschutz)

*) Die Informatl hrift .M h hte Arbeitsgestaitung”, herausgegeben vom
DGB, UGB, SGB, enthdlt eine Fille von Informationen fir dle Praxis. 2ahirelche
wichtige Hinweise dafilr, wie Arbeitsplitze beschatien seln sallen, bietet die Ver-
ordnung {iber Arbeitsstitien (ArbeitsstatienvVQ) vom 20. Marz 1975 — BGB! | S. 729
— die am 1. Mal 1976 in Kraft tritt.
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1.3. Gererhte Entiohnung

Ausgangspunkt gewerkschaftlicher Forderungen fiir eine sinn-
volle Gestaltung der Entlohnung und damit der Bewertung der
Arbeit ist die Erzielung eines ausreichenden Einkommens unter
Beriicksichtigung der zumutbaren Leistungs- und Beanspruchungs-
fahigkeit des Arbeitnehmers, wobei den Leistungswandlungen mit
zunehmendem Lebensalter Rechnung getragen werden muB,

In den heute iblichen Lohnanreizsystemen liegen besondere Ge-
fahren, besonders fir den &iteren Arbeitnehmer. Die Gewerkschaften
und die Belegschaftsvertretungen miissen den Gefahren durch tarif-
liche und betriebliche Regelungen entgegenwirken, insbesondere durch
+Z&hmung" des Lohnanreizes. ,Die Bezugsleistung muB so festgesetzt
werden, daB der Arbeitnehmer bei menschengerechter Gestaltung der
Soltarbeitsbedingungen nach Einarbeitung ohne Riicksicht auf Ge-
schiecht, Alter und tagliches Schwanken der Arbeitsleistungsfahigkeit
wie des Arbeitsergebnisses ohne gesteigerte Anstrengungen den Ta-
riflohn seiner Lohn- oder Arbeitswertgruppe erreichen kann" ).

Dabei ist es z. B. bei Akkordarbeit entscheidend, daB die Erho-
lungszeit, so wie es die Tarifvertrige zumeist vorschreiben, als be-
zahite Pause ausgewiesen und vom Akkordarbeiter auch in Anspruch
genommen wird. Die Versdumnisse und Fehler, die hier stindig unter-
laufen, fiihren zum friihzeitigen VerschieiB. Aber auch der bei anderen
Entlohnungsmethoden des Lohnanreizes ausgelibte Leistungsdruck
hat die gleichen negativen Folgen fiir die Arbeitnehmer.

Negativ zu beurteilen ist auch die Gbliche Abgeltung gesundheits-
schidigender Mehrbelastungen durch Zulagen. Die Schadigung der
Gesundheit, die haufig erst nach jahrelanger Einwirkung sichtbar wird,
188t sich mit Geld nicht asfwiegen. Die menschengerechte Gestaltung
der Arbeit muB hier den Vorrang vor der finanziellen Abgeltung er-
halten.

Die Grundiohndifferenzierung muB in Zukunft entscheidend von
der Voraussetzung geprégt sein, daB fiir den Ausgangsiohn Mindest-
arbeitsinhaite vereinbart werden. Sie sollen sicherstelien, daB das
mittlere MaB der kérperlichen und geistigen Belastung einerseits, aber
auch eine Mindestausbildungszeit und ein bestimmtes MaB an Ge-
staltungsmoglichkeiten der eigenen Arbeit andererseits vorhanden
sind.

Soweit keine tariflichen Regelungen bestehen, hat der Betriebsrat
nach § 87 Abs. 1 Ziff, 10 BetrvVG ein Mithestimmungsrecht bei der be-
trieblichen Lohngestaltung sowie bei der Gestaltung der Gehilter der
Angesteliten. Das gilt gleichermaBen fiir die Festsetzung von Akkord-
und Pramiensdtzen einschlielich vergleichbarer leistungsbezogener
Entgelte nach § 87, Abs. 1, Ziff. 11 Betr\VG.

%) val.§4.1 des Lohnrah

ifvertrags 1l Nordwiirttemberg/Nordbaden Metatlindustrie
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1.4. Verbesserung der Arbeitszeitgestaltung

Bei der Verwirklichung menschengerechter Arbeitsbedingungen
erhilt die Arbeitszeitgestaliung besondere Bedeutung. Gies gilt 2u-
néchst fiir die Dauer der taglichen und wachentiishen Arbeitszeit.
Ebenso bedeutsam ist die Gewdihrung und Einhaltung von Erho-
lungszeiten, die Dauer des Urlaubs und seine Lage wahrend des
Jahres, der Zusatzurlaub fiir gesundheitsgefahrdete Arbeitnehmer,
deren Arbeit noch nicht menschengerecht gestaltet werden konnte
sowie die Festiegung von Bedingungen und Ausgleichsregelungen
flr Schicht- und Nachtarbeit. Eine sinnvolle Arbeitszeitgestaltung
kann wesentlich dazu beitragen, die Arbeitnehmer bis zum Renten-
alter vollwertig zu beschaftigen.

Im Interesse der Gesundheit der Arbeitnehmer ist zu prifen,
inwleweit Mehr-, Nacht- und Schichtarbeit sowie die Beschaftigung
an Sonn- und Feiertagen eingeschrankt werden kannen. Unter
psycho-physischen Gesichtspunkten ist die weitere Verkiirzung der
Arbeitszeit ein Mittel zurn Ausgleich fiir Tatigkeiten, die unter er-
schwerten Bedingungen ausgefihrt werden.

Bezahlte Ruhepausen von ausreichender Dauer sind fiir jeden
Arbeitnehmer durchzusetzen. AuBerdem miissen jedem Arbeit-
nehmer Erholungszeiten zum Ausgleich der Arbeitsermiidung sowie
Zeiten fur die Erledigung persénlicher Bediirfnisse gewahrt werden.

Selt der Erholungsurlaub bewirken, daB Leistungsfahigkeit und
Gesundheit wihrend des ganzen Arbeitslebens erbalten bleiben,
so muBl er verléngert und auf den Sommer und Winter verteilt wer-
den. Dabei ist aus medizinischen Grinden eine Dauer des Uriaubs
von jeweils drei Wochen erforderlich. Zum Ausgleich fiir besonders
belastende Arbeitsbedingungen ist Zusatzurlaub zu gewahren.

Die Arbeitszeit ist flexibler zu gestalten, wobei in verstirktem
MaBe auf die Erfordernisse der Arbeitnehmer im fortschreitenden
Lebensalter Riicksicht genommen werden musf,

Erholungszeiten werden in Tarifvertragen geregelt?). Vereinbarun-
gen Uber ausreichende Erholungszeiten sind vor allem bei Arbeiten
unter Zeitdruck (Takt- und FlieBarbeit), bei kdrperlich schwerer Arbeit
und bei Haltearbeit unter andauernd ungiinstigen Kérperhaltungen
erforderlich. So weit erforderlich, muB die Einfihrung von Erholungs-
zeiten auch ohne Ricksicht auf die unmittetbar entstehenden Kosten
mit einer Anderung der Arbeitsorganisation Hand in Hand gehen.

Soweit tarifvertragliche Regelungen iiber die Einfiihrung von Erho-
lungszeiten nicht bestehen, miissen entsprechende Betriebsvereinba-
rungen abgeschiossen werden. Im Rahmen seines Mitbestimmungs-
rechts bei der Festsetzung von Akkord- und Pramiensatzen einschlieB-
lich vergleichbarer leistungsbezoagener Entgelte nach § 87 Abs. 1 Zitt.
11 BetrVG hat der Betriebsrat die Méglichkeit, bezahlte Erholungs-

e in Nordwirttemberg/Nord-
elt von mindestens § Minutan
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zeiten und zumutbare Arbeitsbedingungen betrieblich durchzusetzen,
falls keine abschtieBenden tarifl:-hen Regelungen bestehen.

Es sollten Vereinbarungen getroffen werden, wonach Arbeitnehmern
von ei.em besti..aten Alter ab ermdglicht wird, die tagliche Arbeits-
zeit schrittweise <u verkiirzen; dadurch kann sichergestelit werden,
daB sich die Wochenarbeitszeit gerade des &lteren Arbeitnehmers
gleitend bis zur Erreichung der Altersgrenze vermindert. Der volle
Lohnausgleich bei einer solchen Regelung ist unabdingbar.

Das Angebot an Teilzeitarbeitsplitzen ist nach Méglichkeit auszu-
weiten. Jedoch ist darauf zu achten, daB Teilzeitarbeit nicht nur fir ge-
ring qualifizierte, sondern auch fiir qualifiziertere Tatigkeiten angeboten
wird. Besonderes Augenmerk muB darauf gerichtet werden, daB Teil-
zeitarbeitskrafte nicht in soziale lsolation gegeniiber anderen Beschaf-
tigten geraten. Die soziale Sicherung der Teilzeitarbeitskréfte ist ent-
sprechend auszubauen.

Dem Betriebsrat stehen hinsichtlich der Gestaltung der Arbeitszeit
Mitbestimmungsrecht geméaB § 87 Abs. 1 Ziff. 2, 3 und 5 BetrVG zu.
So kann der Betriebsrat insbesondere die Durchflihrung von Uberstun-
den ablehnen. Durch Aufsteliung besonderer Urlaubsgrundsétze kann
den differenzierten Urlaubsbeditrfnissen der Beschéftigten Rechnung
getragen werden. Das gleiche gilt hinsichtlich der Pausenregelungen.

1.5. Hohere Arbeitssicherheit, besserer Gesundheitsschutz

Anlag zu ‘besonderer Besorgnis bictet die auffallende Haufung
von Erkrankungen und Arbeitsunfillen in bestimmien Betriebsab-
tellungen, bei bestimmten Arbeitsgruppen und bestimmten-Arbeits-
vorgéngen sowie die unzureichende Berlicksichtigung der arbeits-
wissenschaftlichen und arbeitsmedizinischen Erkenntnisse bei der
Planung neuer Arbeitsplétze und -verfahren.

Alle Bemiihungen, gesundheitliche Schiaden zu verhindern, so-
wie Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit zu verbessern, sind zu
verstirken, Die Zusammenhénge zwischen Leistungsanforderungen
und Gefdhrdungen der Gesundheit sind mehr als bisher zu erfor-
schen. k3

Gesundheitlichem Schaden der Arbeitnehmer ist vorzubeugen. Aus
diesem Grund milssen der Betriebsmedizinische Dienst ausgebaut und
Fachkréfte filr Arbeitssicherheit verstérkt bestellt werden. Nachdriick-
lich wird darauf hingewiesen, daB der Betriebsmedizinische Dienst
berufsbedingte Gesundheitsgefahren zu erforschen und zu beseltigen
hat. Er hat darliber hinaus physiologische und psychologische Arbeits-
platzstudien und Arbeitshygiene zu betreiben, bei Einstellungs- und
Eignungsuntersuchungen mitzuwirken, MaBnahmen der Ersten Hilfe
2u leisten und Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin
durchzufiihren und zu unterstiitzen 8).

% Vgl. dazu Beckenkamp, Altere Arbei ~ Eine Aufgabe flir Betriebsirzte,
1975 geg vem Rationalist & lum der D hen Wirtschaft
(RKW} e. V., Frankfurt a. M.
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Die Anwendung der arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse sowie
der behérdlichen, berufsgenossenschattlichen und betrigblichen Vor-
schriften zum Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer muB unter
Wahrung der gesetzlich vorgesehenen Mitbestimmungsrechte des Be-
triebsrates und der Pflicht zur Zusammenarbeit mit der betrietlichen
Vertretung von Betriebsarz :n, Psychologen, Fachiraften fir Arbeits-
sicherheit und Arbeitswissenschaft gewahrleistet sein. Alle diese Fach-
krafte kaben die Ursachen fiir eine auffallende Haufung von Erkran-
kungen in Betriebsabteilungen und bei bestimmten Arbeitsstaffeln zu
erforschen und abzustellen und die arbeitswissenschaftliichen und
arbeitsmedizinischen Erkenntnisse bereits bei der Planung neuer Ar-
beitsplatze und Arbeitsriume zur Geltung zu bringen.

Es ist erforderlich, insbesondere auch die betroffenen Arbeitnehmaer
sowehl bei der Erforschung von Ursachen der Miistande als auch bei
deren Behebung aktiv einzubeziehen.

UUm gesundheitlichen Schadigungen des Arbeitnehmers rechizeitig
vorbaugen zu kdénnen, sind routineméaBige Vorsorgeuntersuchungen
aller Arbeitnehmer erforderlich. Diese MaBnahmen, die dem Wohle des
Arbeitnehmers dienen, stehen unter dem Verschwiegenheitsanspruch
des Betroffenen.

Der Ausbau des in der Bundesrepublik bisher quantitativ und quali-
tativ unzureichenden Betriebsmedizinischen Dienstes ist ziigig durch-
zufithren. Bestehende Einrichtungen sind zu erweitern und zu verbes-
sern, Damit auch die in Klein- und Mittelbetrieben beschéftigten Arbeit-
nehmer ausreichend versorgt werden, sind Uberbetriebliche Betriebs-
medizinischa Einrichtungen zu schaffen. Mehr Lehrstihle flr Arbeits-
medizin und eine Verbesserung der arbeitsmedizinischen Ausbildung
sind notwendig ?).

Zur Durchsetzung eines wirksamen Gesundbeits- und Arbeitsschut-
zes hat der Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1
Ziff. 7 BetrVG. Der Betriebsrat kann bei der Ausfiillung des Rahmens
der gesetzlichen, offentlich-rechtlichen Schutzvorschriften und der Un-
fallverhlitungsvorschriften der Berufsgenossenschaften mitwirken (§ 89
BetrVG). Zur Unfallverhiitung und zur Einfiihrung eines echten Gesund-
heitsschutzes kénnen nach § 88 Ziff. 1 BetrVG freiwillige Betriebsver-
einbarungen Uber zusétzliche MaBnahmen getroffen werden,

§ 89 BetrVG schreibt die Beteiligung des Betriebsrates bei der
Zusammenarbeit mit den fiir den Arbeitsschutz zustédndigen Behdrden,
den Sicherheitsbeauftragten und dem SicherheitsausschuB vor. Das
neue Arbeitssicherheitsgesetz %) raumt dem Betriebsrat in § 9 Abs. 3
das Mitbestimmungsrecht bei der Einstellung dieser Fachkrifte sowie
in § 9 Abs. 2 Unterrichtungs- und Beratungsrechte in Angelegenheiten
des Arbeitsschutzes und der Unfallverhiitung ein. Dis Zusammenarbeit
dieser Fachkrafte mit dem Setriebsrat, insbesondere auch im Rahmen

"} Zu dieser G tthematik val. Gi dheitspolitisches Programm des Deutschen
Gewerkschaftsbundes

"} Genaue Bezeichnung: Gesetz Uber Betricbsérzte, Slcherheitsingenieure und an-
dere Fac fir Ar heit vom 12. Di ber 1973 — BGBI 1 §. 1886 —
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des Arbeitsschutzausschusses, ist in § 9 Abs. 1 und § 11 zwingend vor-
geschrieben.

1.6. Verbesserung der beruftichen Weiterbildung

Rechtzeitige und systematische betriebliche und liberbetriebliche
WeiterbildungsmaBnahmen sind notwendige Voraussetzungen fiir
eine qualifizierte Beschaftigung auch der ilteren Arbeitnehmer. Das
Angebot an betrieblichen und {iberbetrieblichen Weiterbildungs-
mafnahmen ist quantitativ und qualitativ nach weitgehend. unzurei-
chend. Es ist zu verstdrken und zu verbessern. Die alteren Arbeit-
nehmer sind hierbei mehr als bisher zu beteiligen.

WeiterbildungsmafBnahmen diirfen keinesfalls nur unter dem Ge-
sichispunkt der Anpassung an kurzfristige betriebliche Produk-
tionserfordernisse erfolgen. Vielmehr miissen sie mit dem Ziel der
Wiederherstellung, der Erhaltung und der Verbesserung der Lern-
fahigkeit des Arbeitnehmers betrieben werden.

Hierzu ist erforderlich:

— Die WeiterbildungsmaBnahmen sind rechtzeitig, d. h. bereits vor
Einfihrung neuer Arbeitstechniken und Verfahren einzuleiten
und durchzufiihren.

— Die Arbeitnehmer sind rechtzeitig liber die Weiterbildungsmég-
tichkeiten zu informieren.

— AltersgeméBe Lernbedingungen sind zu schaffen und gesignete
Lernmethoden anzuwenden.

— Die Ausbilder milssen fachlich und padagogisch fiir eine er-
wachsenengerechte Weiterbildung geeignet sein und entspre-
chend weitergebildet werden. .

~— Bei allen vom Betrieb veranlaBten WelterbildungsmaBnahmen
hat der Arbeitgeber die volle Lohnfortzahlung sowie alle Kosten
der MaBnahmen zu tibernehmen.

— Die Anspriiche der Arbeitnehmer missen rechtlich abgesichert
werden.

Fiir alle betrieblichen WeiterbildungsmaBnahmen sind die von den
Betrieben zu zahlenden Férderungssatze durch Tarifvertrige zu regeln,
so lange ein umfassendes und einheitliches Finanzierungssystem noch
nicht in Sicht ist.

§ 96 Abs. 2 BettVG verpilichtet Betriebsrat und Arbeitgeber, die
Tellnahme von Arbeitnehmern an betrieblichen oder auBerbetrieblichen
MaBnahmen der Berufsbildung zu ermaglichen, Die Vorschrift weist
ausdriicklich auf die Verpflichtung zur Beriicksichtigung der Belange
alterer Arbeitnehmer bei beruflichen BildungsmaBnahmen hin.

Konkrete Einwirkungsméglichkeiten hat der Betriebsrat insbeson-
dere nach § 98 Abs. 3 BetrVG. Aufgrund dieser Norm kann der Be-
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triebsrat tber die Zusammensetzung von Kursen, die der Arbeitgeber
im Betrieb durchfihrt oder fiir die er die Kosten {ibernimmt, mitbestim-
men. Der Betriebsrat kann und soll bei dieser Aufgabe nach § 96
Abs. 1 BetrVG die Hilfe und die Beratung der 1iir die Eérderuna der
Berufsbildung zustindigen Stellen, z. B. der Arbeitsdmter, in Anspruch
nehmen. Die Bundesanstalt f{ir Arbeit bietet fachkundige Beratung und
Hilfestellungen zur Durchfiihrung von BildungsmaBnahmen an.

Die Personalplanung (niheres dazu unter 1.7.) und damit die be-
triebliche Berufsbildungsptanung muB den Arbeitnehmerinteressen
mehr als bisher gerecht werden. Sie ist in die Gesamtplanung des
Unternehmens zu integrieren. Die fir die Arbeitnehmer wesentlichen
Gesichtspunkte der betrieblichen Berufsbildungsplanung im Rahmen
der betrieblichen Personalplanung missen durch entsprechende Be-
triebsvereinbarunggn abgesichert werden.

In die WeiterbildungsmaBnahmen sind auch die Arbeitnehmer ein-
zubeziehen, die Teilzeitarbeit ausiiben bzw. dies aus unabweisbaren
Griinden anstreben.

1.7. Umsetzungsprobleme

Soweit sich eine Umsetzung des alteren Arbeitnehmers nicht
vermeiden 1&8t, sind alle betrieblichen Méglichkeiten auszuschop-
fen, ihm einen gleichwertigen zumutbaren Arbeitsplatz anzubieten.
Die geiibte Praxis, dltere Arbeitnehmer beim Auftreten besonderer
Probleme durch ,Sozialpldne” vorzeitig in den Ruhestand zu ver-
setzen, ist durch stirkere Orientierung auf den Verbleib des Zlteren
Arbeitnehmers im Betrieb unter entsprechenden Anpassungs- und
QualifizierungsmaBnahmen zu ersetzen,

Bei der Umsetzung &lterer Arbeitnehmer auf zinen anderen
Arbeitsplatz des Betriebes ist sicherzustellen, das

— eine berufliche Herabstufung des aiteren Arbeitnehmers durch
minderqualifizierte Beschaftigung vermieden wird,

— eine Einkommensminderung ausgeschiossen wird.

Um diteren Arbeitnehmern bei einer Umsetzung einen gleichwer-
tigen und zumutbaren Arbeitsplatz anbieten zu kénnen, sind vorhan-
dene Arbeitsplatze den besonderen Bediirinissen der &lteren Arbeit-
nehmer anzupassen und bei der Neuschatfung von Arbeitsplatzen eine
ausreichende Anzahl Plétze fir diesen Personenkreis vorzusehen. Mit
dem Aufbau einer leistungsfahigen Personalplanung muB auch die
Planung der Umsetzung dlterer Arbeitnehmer systematisiert werden.

Sowelt sich eine Umsstzung des alteren Arbeitnehmers auf einen
niedriger bewerteten Arbeitsplatz durch Umsteliung von Akkord- auf
Zeitlohn nicht vermeiden [aBt, ist dem alteren Arbeitnehmer bis zum
Ende des Erwerbslebens voller Lohn- und Gehaitsausgleich zu gewih-
ren. Das kann auch ein Anreiz sein, den alteren Arbeitnehmer weiter zu

qualifizieren und entsprechend ainzusetzen. /’ E\
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Die Ausgleichsregelung mu8 fiir den Fall, daB kein weiterer berus-
licher Aulstieg erfolgt, auch Regelungen hinsichtiich einer Dynamisie-
rung des Einkommenszuwachsss enthalten.

Die Lohn- und Einkommensausgleichsregelungen im Falle von Um-
setzungen soliten tarifveriraglich abgesichert sein.

Der Betriebsrat kann liber sein Mitwirkungsrecht bei Versetziingen
und Umgruppierungen altersbedingte Benachteiligungen verhindern.
Diese Moglichkeit ist allerdings insoweit eingeschrénkt, als die Um-
setzung dann zuldssig ist, wenn betriebliche oder in der Person des
Arbeitnehmers liegende Griinde sie rechtfertigen. Umgekehrt kann der
Betriebsrat durch Hinweis auf eine mdgliche Umsutzung, u. U. nazh
Umschulungs- oder FortbildungsmaBnahmen, Kiindigungen abwehren.
Durch AbschluB einer Vereinbarung von Auswahlrichtlinen fr Um-
gruppierungen und Versetzungen kann der Handlungsspielraum des
Betriebsrates ausgeweitet werden.

Die in den meisten Betrieben fehlende systematische und lang-
fristige Personalplanung ist eine unerlBliche Voraussetzung dafiir, die
alteren Arbeitnehmer ihren besonderen Fihigkeiten entsprechend ein-
zusetzen. Die Grundlage fiir die eignungsgerechte Beschaftigung, fiir
Personaleinsatz, Umsetzung und FortbildungsmaBnahmen ist die Er-
stellung von Anforderungs- und Eignungsprofilen: physische und
psychische Aspekte sind dabei zu beriicksichtigen. Erforderlich sind
eine Arbeitsplatzanalyse und die Erstellung eines Stellenplans. Auf
dieser Grundlage kdnnen dann fiir bestimmte Arbeitnehmer oder be-
stimmte Personengruppen geeignete Arbeitsplatze und Aufgaben-
bereiche ermittelt werden ).

Nach § 92 Abs. 2 BetrVG steht dem Betriebsrat das Rech- zu, Vor-
schidge zur Einflihtung einer systematischen Personalplanung zu
machen,

Der Betriebsrat hat nach § 92 Abs. 1 BetrVG einen Anspruch auf
regelméBige Informationen iber den gegenwértigen und kiinftigen
Personalbedard. Eine weitere Méglichkeit zur Erlangung von Informa-
tionen als Voraussetzung fiir eine Personaliplanung im Interesse der
Belegschaft besteht in der entsprechenden Zusammenarbeit mit dem
WirtschaftsausschuB (§ 106 BetrVG). Dem Wirtschaftsausschus ) st
regelmaBig ber Produktions- und Investitionsprogramme, Rationali-
s_ier:tungsvorhaben, Einfilhrung neuer Arbeitsmethoden usw. zu be-
richten.

Da die wirtschaftlich-kaufmannischen Daten fiit die personellen Ver-
dnderungen Lestimmend sind, dem Betriebsrat aber kein Instrumen-
tarlum zur Beeinflussung dieser Datenvorgabe zur Verfiigung steht,
gewinnt die gewerkschaftliche Forderung nach paritatischer Mitbestim-
mung auch hier eine besondere Bedeutung,

My Literatur zur Personalplanung fir die Praxis: Personaiplanung und Betriebsrat
(Arbuitstitel), Schriftenreihe der 1G Metall, September 1975;
Rahhahn, Ziele und Verdahren der Personalplanung nach dem neusn Be-
triebsverfassungsgesetz, in ,Der Betriebsrat*, Schriftenreihe der iG Chemie, Paplar,
Keramik, Juni 1972;

Dedering, Per F g und Mitbesti 19, Opladen 1872
"} Vgl. dazu den Hinwels in FuBnote 1) 8 be
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1.8. Sicherung der Arbeitsplitze und Einkommensgarantie

Die Durchsetzing der Anspriiche dlterer Arbeitnehmer auf Siche-
rung eignungs- eder neigungsgerechter Arbeitsplitze ist wesentlich
abhéngig auch von der Umgestaltung des geltenden Kindigungs-
rechtes. Es ist erforderlich, bei den Bemithungen um eitie Verbesse-
rung des Kiindigungs- und Kindigungsschutzrechtes auf die Situa-
tion der &lteren Arbeitnehmer ein besonderes Augenmerk zu
richten.

Die Kiindigungsfristen milssen verldngert, der Klindigungsschutz
erweitert werden. Konkret heiBt das, daB fir Arbeitnehmer, die
vor einer Schutzgrenze stehen und deshalb diskriminiert werden
konnten (entweder durch Kiindigung oder durch Ablehnung ihrar
Bewerbung), das System eines stufenweisen, mit fortschreitendam
Alter ansteigenden Kiindigungsschutzes einzufithren ist.

Neben die anzustrebende Verbesserung des Kiindigungsschut-
zes muB die einkommensmaéBige Absicherung des dltsren Arbeit-
nehmers treten, Diese einkommensmaBige Absicherung darf jedoch
nicht nur - und dies gilt besanders fiir den Fall einer Umsetzung -
an der bisherigen Einkommenssituation ausgerichtet sein. Die be-
troffenen &lteren Arbeitnehmer miissen vielmehr auch an tariflichen
und betrieblichen Einkommensverbesserungen uneingeschrinkt
teilnehmen.

Kiindigungsfristen der Altersstufen ab 40 Jahre, 45 Jahre und
50 Jahre sind in entsprechenden Abstufungen zu verlangern.

Um Diskriminierungen zu vermeiden, kénnte das System eaines
stufenweisen, mit zunehmendem Alter langsam ansteigenden Kiindi-
gungsschutzes wie folgt ausgestaltet werden: Arbeitnehmer, die das
52, Lebensjahr voliendet haben und mindestens 2 Jahre dem Betrieb
angehdren, kénnen nur noch aus wichtigem Grund {auBerordentliche
Kindigung) entlassen werden %). Dieser Schutz sollte auch fiir Arbeit-
nehmer von 51 Jahren abwérts bis zu mindestens etwa 46 Jahten ein-
gefiihrt werden, wobei jedoch die Voraussetzung der Dauer der Be-
trieszugehdrigkeit etwa wie folgt zu variieren wire:

Alter Betriebszugehdrigkeit
52 Jahre 2 Jahre
51 Jahre 3 Jahre
50 Jahre 4 Jahre
49 Jahre 5 Jahre
48 Jahre 6 Jahre
47 Jahre 7 Jahre
46 Jahre 8 Jahre

"} vgi. die ahnliche Regelung In § 8 des Manteltariivertrags der Mstallindustrie In

Nardwiir g Eine Reihe welterer Gewerkschaften hat bereits
Tarifvertrage iiber Arbeitsplatze und Verdier ung fir &ltere Arbeitnehmer
durchgesetzt — allerdings noch mit zumelst erheblich langerer Betrlebsgugehérlg-
keltsdauer (val. z. B. dle Broschlire der Gewerkschaft NGG +~Humanisierung der
Arbei It — erfolgreicher NGG-Politik™)
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Soweit cer besondere gesetzliche Kindigungsschutz (vorldufig)
nicht ausreicht, muB er im Wege tarifvertraglicher Vereinbarungen ver-
bessert werden.

Der Betriebsrat kann aufgrund seines Mitwirkungsrechtes bei Ent-
lassungen nach § 102 BetrVG verhindern, daf Kiundigungen wegen
Uberschreitens bestimmter Altersstufen ausgesprochen werden. Das
ergibt sich einmal aus § 102 Abs. 3 Ziff. 1 BettVG, wonach der Be-
triebsrat einer Kiindigung widersprechen kann, wenn bei der Auswahl
des zu kindigenden Arbeitnehmers soziale Gesichtspunkie nicht oder
nicht ausreichend beriicksichtigt worden sind, zum anderen verbletet
§ 75 Abs. 1 Satz 2 BetrVG jede Benachteiligung wegen bestimmter
Altersstufen.

Der Betriebsrat kann nach § 102 Abs. 2 Ziff. 4 BetrVG einer Kiindi-
gung ferner widersprechen, wenn dem Arbeitgeber nach zumptparen
Umschulungs- oder FortbildungsmaBnahmen eine Weiterbeschaftigung
moglich ist.

SchlieBtich kann der Betriebsrat nach § 102 Abs. 3 Ziff. 3 BetrVG
einer Kindigung widersprechen, © 2nn der Arbeitnehmer 2, einem
anderen Arbeitsplatz in demselben Betrieb oder in einem anderen
Betrieb des Unternehmens weilerbeschiftigt werden kann. Dies setzt
allerdings voraus, daB der Arbeitnehmer seine Bereitschaft zum Wech-
sel des Arbeitsplatzes erklart hat.

Der Schutz bei Klindigungen durch das Mitbestimmungsrecht des
Betriebsrats wirkt allerdings nicht absolut, sondern sichert den Arbeit-
nehmer nur bis zur rechtskréftigen Entscheidung durch das Arbeits-
gericht.

2. Betriebswechsel und Wiedereingliederung &lterer Arbeitnehmer

Sofern eine Entlassung nicht verhindert werden kann, ist dafiir
Sorge zu tragen, daB der altere Arbeitnehmer einen quaiifikations-
gerechten und. angemessenen Arbeitsplatz in einem anderen Be-
trieb oder Unternehmen erhdltl. Dabei ist zu vermeiden, daB ein
Wohnsitzwechsel erforderlich wird. o

Um die Wahlmaglichkeiten fiir den alteren Arbeitnehmer zwi-
schen weiterer Beschaftigung in einem anderen Betrieb und dem
Ruhestand - sofern dessen Voraussetzungen vorliegen — zu er-
hdhen, ist sicherzustelien, daB der ditere Arbeitnehmer keine Nach-
teile in bezug auf die erworbenen betriebsbezogenen Rechte er-
Igidet. g

Ebenso muB die Wiedereingliederung des arbeitsiosen alteren
Arbeitnehmers in das Arbeitsieben den Vorrang vor einem frith-
zeitigen Rentenbezug haben. Die bisher festzustellende Diskrimi-
gierung dlterer Arbeitnehmer bei Einsteliungen muB beseitigt wer-

en,

2.1, Verpllichtung zum Nachwels eines neuen Arbeitsplatzes

Da die Bereitstellung eines neuen Arbeitsplaizes durch den ent-
lassenden Betrieb allein in der Regel nicht wirkungsvoll wahrgenom-

22

men werden kann, ist es erforderlich, im Interesse des #lteren Arbeit-
nehmers das Arbeitsamt rechtzeitig einzuschalten und alle durch die
Bundesanstalt fiir Arbeit gebotenen Hilfestellungen in Anspruch zu
nehmqn. Hierzu ist zunachst die rechtzeitige Bekanntgabe betrigb-
licher Anderungen und der genauen Umstande des jeweiligen Probiem-
falls gegentiber dem Arbeitsamt erforderlich. Eine Verpflichtung in
dieser Richtung ergibt sich aus § 8 Arbeitsférderungsgesetz (AFG).
Diese Regelung ist jedoch nicht ausreichend, da § 8 AFG nur die An-
zeige erkennbarer betrieblicher Veranderungen innerhalb der nachsten
12 Monate, die voraussichtlich zu Entlassungen und Umsetzungen
gréBeren Umfangs fithren werden, vorschreibt. Damit werden dem Ar-
beitsamt einzelne Problemfalle nicht erkennbar.

Die Arbeitgeber miissen verpflichtet werden, bei Beschéftigungs-
schwierigkeiten von Arbeitnehmern, insbesondere alterer Arbeitneh-
mer, rechizeitig das Arbeitsamt einzuschalten und im Zusammenwir-
ken mit der Bundesanstalt fiir Arbeit konkret einen anderen angemes-
senen und qualifikationsgerechten Arbeitsplatz nachzuweisen. Die hier-
fiir erforderlichen Fortbildungs- bzw. UmschulungsmaBnahmen sind
rechtzeitig einzuleiten. Das Unterlassen dieser MaBnahmen durch den
Betriecb muB zur Folge haben, daB die Entlassung des betroffenen
Arbeitnehmers bis zur Nachholung der MaBnahmen schwebend un-
wirksam bieibt.

Diese Verpflichtung der Arbeitgeber zum Nachweis eines anderen
Arbeitsplatzes solite — solange eine entsprechende gesetzliche Rege-
lung nicht erreicht ist — zunéchst auf tarifvertraglichem Wege durchge-
setzt werden. Die Sicherung des sozialen Besitzstandes in seiner Ge-
samtheit (u. a. auch Hilfen fiir Umzug und Beschaffung neuen Wohn-
raums) muB dabei Mindestinhalt einer Planung des Betrichswechsels
alterer Arbeitnehmer werden.

Der Betriebsrat muBl schon heute auf eine rechtzeitige umfassende
Einschaltung des Arbeitsamtes zugunsten des dleren Arbsitnehmers
dringen, So konnen die von der Arbeitsverwaltung angebotenen vigl-
taltigen Hilfen zur Erhaltung des Arbeitsplatzes bzw. zur Beschaffung
einas anderen Arbeitsplatzes rechizeitig nutzbar gemacht werden. So-
welt tarifvertragliche Regelungen nicht vorliegen, solite der Betriebs-
rat die Sicherung des sozialen Besitzstandes auf dem Wege von Be-
triebsvereinbarungen durchsetzen. Bei Entlassungen infalge Betriebs-
stillegungen oder sonstiger Betriebsanderungen stellt das Gesetz mit
den §§ 111, 112 und 113 BetrvVG (Interessenausgleich, Sozialplan) ein
Instrumentarium zur Verfiigung, das in der Praxis heute schon dem
Schutz dliterer Arbeitnehmer dient.

Die Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt fiir Arbeit miissen
verstdrkt darauf dringen, daB die besonderen Schwierigkelten dlterer
Asbeitnehmer im Rahmen der Arbeitsvermittlung starker berlicksichtigt
werden, Dazu ist erforderlich, daB die Arbeitsamter ihre Kenntnisse
iiber die Gegebenheiten der Betrisbe in ihrer Region vertiefen und
systematisieren,

Um diese Aufgaben sachgerecht und wirksam durchfithren zu kén-
nen, miissen die Bundesanstalt fiir Arbeit und ihre Dienststellen bes-
sere Zutritts- und Kontrolirachte erhalten.
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2.2. Keine Diskriminierung &iterer Arbeitnehmer bei Einstellungen

Die Gewerkschaften t:sten dafiir ein, daB die bisher noch haufig
festzustellenden Diskriminierungen &iterer Arbeitnehmer bei der Ein-
steliung abgebaut werden.

Der Betriebsrat hat nach § 99 BetrVG nur ein Einspruchsrecht gegen
geplante Einstellungen. Die Auswahl, wer von den Bewerbern zur Ein-
steilung vorgesehen wird, trifft der Arbeitgeber. Da der Arbeitgeber
aber die Bewerbungsunterlagen alier Bewerber dem Betrigbsrat vor-
legen muB, kann der Betriebsrat, wenn er feststelit, daB der Arbeit-
geber altere Arbeitnehmer diskriminiert, die Einstellung der vorge-
sehenen Bewerber unter Berufung auf einen VerstoB gegen § 75
BetrVG zunichst einmal verhindern (§ 99 Abs. 2 Ziff. 1 BetrVG).

Soweit in den Betrieben Personalfragebogen benutzt werden, kann
der Betrichsrat auf Grund des Mitbestimmungsrechts bei der Aufstel-
iung von Personalfragebogen zugunsten &dlterer Arbeitnehmer tétig
werden, indem er z. B. verhindert, da Gbersteigerte Fragen nach dem
Gesundheitszustand die Einstellungschance mindern (§ 94 BetrVG).

Im Wege der Mitbestimmung iiber Auswabhlrichtlinien bei Einstel-
lungen wie auch bei Versetzungen, Umgruppierungen und Kiindigun-
gen kann der Betriebsrat zugunsten alterer Arbeitnehmer tdtig wer-
den (§ 95 BetrVG). In Betrieben mit unter 1 000 Arbeitnehmern kann
die Erstellung von Auswahlrichtlinien allerdings nicht erzwungen wer-
den. .

Der DGB fordert daher von dem Gesetzgeber eine Verbesserung
des § 99 BetrVG dahingehend, daBl der Betriebsrat ein eigenstandiges
Recht zur Auswahl unter den Bewerbern erhalt. Zur Verwirklichung
sozialer Wertvorstellungen durch den Betriebsrat geniigt nicht das
bloBe Recht zur Ablehnung, sondern nur ein eigenstindiges Auswahi-
recht.

Der Betriebsrat soll darauf dringen, daB die Maglichkeit des § 97
Arbeitsiorderungsgesetz (AFG), wonach Zuschiisse zu den Lohn-
kosten zusétzlich eingestellter und beschéftigter dlterer Arbeitnehmer
gewdhrt werden kénnen, besser genutzt werden, Nach § 4 der An-
ordnung nach § 98 AFG ') anerkennt die Bundesanstalt fiir Arbeit
eine solche ,Zusatzlichkeit. .., wenn das arbeitsmarktpolitische Inter-
esse an der Beschaftigung des Arbeitnehmers gréBer ist, als das Inter-
esse des Arbeitgebers an der Einstetlung". Aufgrund dieser Vorschrift
ist es moglich, Zuschiisse flir einen seit langerer Zeit arbeitslosen
dlteren Arbeitnehmer, fiir den eine Wiederbeschiftigungsméglichkeit
noch nicht in Aussicht ist, zu erhalten.

2.3. Schaffung von Arbeltsplitzen -
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur

Notwendige Bedingung fiir die Gewihrleistung eignungs- oder
neigungsgerechter Beschiftigung fiir Arbeitnehmer in héherem Le-

') Anordnung des Verwall tes der Bund talt flir Arbeit u‘ber MaBnahmen
zur Arbeitsbeschatfung for &itere Arbeitnehmer vom 31. Oktober 1969, ge&ndert
am 10. September 1974
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bensalter ist die regional ausgewogene Bereitstellung geeigneter Ar-
beitsplétze. Hierfilr bietet das beschaftigungspolitische Instrumenta-
rium grundsatzlich folgende Ansatzpunkte:

— Leistungen der Bundesanstalt fiir Arbeit zur Arbeitsbeschaffung
fur altere Arbeitnehmer;

— MaBnahmen der regionalen Strukturpolitik.

§ 98 AFG in Verbindung mit der (unter 2.2. genannten) Anord-
nung nach § 99 AFG erdffriet die Moglichkeit, besondere Arbeits-
beschaffungsmagnahmen fir ditere Arbeitnehmer, wie den Aufbau, die
Erweiterung und die Ausstattung von Betrieben und Betriebsabteilun-
gen, durch Zuschisse oder Darlehen zu férdern, wenn das antrag-
stellende Unternshmen

— nach gemeinniitzigen Grundséatzen arbeitet oder

— iberwiegend arbeitslose &ltere Arbeitnehmer einstelit, die ihm das
Arbeitsamt zugewiesen hat.

Bei den ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen nach dem AFG ist sicher-
zustellen, daB sie nicht zur Isalierung der aiteren Arbeitnehmer in
Beschiitzenden Werkstatten fiihren. Vielmehr missen derartige fi-
nanzielle Anreize in der Weise vergeben werden, daB8 eine dauer-
hafte und voliwertige Eingliederung des Altoren in das Arbeits- und
Berufsleben ermoglicht wird. Dabei kommt es entscheidend auf die
Qualitat der gebotenen Arbeitsmaglichkeiten an.

Entsprechend ist zu gewéhrleisten, daB die aus &ffentlichen Mittein
finanzierte Wirtschaftsférderung sich nicht — wie bisher - vorrangig an
der Steigerung des Bruttosozialproduktes ausrichtet, sondern die qua-
litativen Beschéftigungsprobleme - auch und insbesondere der Arbeit-
nehmer in héherem Lebensalter — beriicksichtigt. Wenn daher Investi-
tionshilfen zur Wirtschaftsférderung gewéhrt werden, soliten nicht nur
die Quantitdt, sondern ebenso die Qualitdt und Dauerhaftigkeit der
neu zu schaffenden Arbeitsplétze im Vordergrund stehen. Denn erfah-
rungsgemaB sind gerade altere Arbeitnehmer in Regionen mit sta-
gnierender und schrumpfender Wirtschaftsstruktur von Arbeitslosig-
keii und Unterbeschaftigung besonders betroffen.

Neben der Schaffung neuer Arbeitsplitze in beschaftigungspoliti-
schen Problemregionen sind entsprechende MaBnahmen zur beruf-
lichen Anpassung bereitzustellen. Diese miissen den besonderen
Larnerfordernissen Erwachsener in héherem Lebensalter sowie thren
beruflichen und ausbildungsmaBigen Voraussetzungen Rechnung tra-
gen. Nur so kdnnen die beruflichen Anpassungsschwierigkeiten, die
dltere Arbeitnehmer stérker als jiingere belasten, verringert werden.

Die Entwicklung und Durchsetzung einer regionalen Strukturpolitik,
die den Interessen der betroffenan Arbeitnehmer ~ insbesondere der
dlteren Arbeitnehmer ~ Rechnung tragt, erfordert die stérkere Beteiti-
gung der Gewerkschaften bei strukturpolitischen Entscheidungen. Eine
solche EinfluBnahme auf die Konzipierung und Durchfihrung der Struk-
turpolitik konnen die Gewerkschaften nur durch eine umfassende ge-
samtwirtschaftliche Mitbestimmung erreichen. Mindesivoraussetzung
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hierfiir ist etwa die paritdtische Beteiligung der Gewerkschaften an den
regional und Uberregional noch zu schaffenden Wirtschafis- ur.d So-
zialrdten, denen umfassende strukturpolitische Kompetenzen zuzu-
weisen sind.

3. Verbesserung des Bildungssystems

Zur Verhinderung der Beschéaftigungsschwierigkeiten afterer Ar-
beitnehmer gewinnen folgende gewerkschaftliche Forderungen zur
Reform des Bildungswesens an Bedeutung:

— Im Rahmen der Allgemeinbildung miissen die Grundlagen fiir
ein umfassendes Verstidndnis der Arbeits- und Wirtschafiswelt
geschaffen werden.

— Zur Vermeidung fehlerhafter Berufsentscheidungen, die in der
Rege! zu Schwierigkeiten in der beruflichen Entwickiung fihren,
ist eine qualitative Verbesserung der Berufsberatung erforder-
lich, ergénzt durch eine bessere Vorbereitung auf die Arbeits-
welt. Dle Berufsberatung muB auf der Grundlage eingehender
Eignungsuntersuchungen erfolgen. Dabei sind neben physischen
auch psychische Merkmale zu berdicksichtigen.

— Berufsbildungseinrichtungen sowic Informationen iiber beruf-
liche Entwickiungsméglichkeiten miissen als Voraussetzing fir
eine eignungs- oder neigungsgerechte Berufswah! stirker als
bisher angeboten werden, Unterschiede in der regionalen Ver-
teilung der beruflichen Ausbildungsméglichkeiten, welche die
Berufswahimoglichkeiten einschrénken, sind auszugleichen.

— Die berufliche Erstausbildung muB die Voraussetzungen schaj-
fen zum lebenstangen Weiterlernen. Nur so wird die berufliche
Anpassung an die technisch-organisatorischen  Wandlungen
sichergestellt,

— Der Umschulungs- und Weiterbildungssektor muB als gleich-
rangige Fortfilhrung der Erstausbildung gestaltet werden.

~— Die Lernmethoden sowie Organisation der Lernprozesse mitis-
sen an die besonderen Lernfdhigkeiten 4lterer Menschen an-
gepaBt werden. Die Ausbilder miissen fiir cine erwachsenenge-
rechte Ausbildung vorbereitet werden.

Bei einer derartigen Ausgestaltung der Erwachsenenbildung und
ihrer Finanzierung miissen die Gewerkschaften ebenso mitbestim-
men, wie dies fiir die berufliche Ausbildung gefordert wird.

Nptwendige Voraussétzung fir die starkere Einbeziehung alterer
Arbeitnehmer in die Weiterbildung ist die Einfiihrung eines Bil-
dungsurlaubs fiir alle Arbeitnehmer.

Die Gewerkschaften weisen auch im Zusammenhang mit den Proble-
men &lterer Arbeitnehmer auf die zentrale Bedeutung einer breiten
Qualifikation der Arbeitnetimer durch eine gute berufliche Ausbildung
sowie durch standige FortbildungsmaBnahmen hin.
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Durch eine umfassende berufliche Ausbildung und eine kontinujer-
liche Fortbildung aller Arbeitnehmer ist ¢ar im Zuge der Entwickiung
zu hbheren Mechanisierungsstufen in der Produktion feststellbaren Po-
larisierung der Qualifikationsanforderungen entgegenzuwirken. Diese
Entwicklung erzeugt auf der einen Seite eine kleine, notwendig hoch-
qualifizierte Gruppe von Facharbeitern und auf der anderen Seite eine
standig wachsende Zahl von un- bzw. angelernten Arbeitnehmern.

Alle Bemiihungen cur Behebung der Beschaftigungsschwierigkeiten
diterer Arbeitnehmer missen davon ausgehen. daB die durch den
kontinuierlichen Strukturwande! entstehende Belastung der Arbeit-
nehmer gerade fiir die Alteren in besonderem MaBe durch eine unzu-
reichende allgemeine und berufliche Bildung verstirki wird. Die bii-
dungsmaBigen Voraussetzungen zur Umsteliung auf verdnderte Pro-
duktionsprozesse und Arbeitsanforderungen sind fiur altere Arbeit-
nehmer noch ungiinstiger als fiir jiingere. Die berufliche Weiter-
bildung - die solche Ungleichgewichte am ehesten verringern kénnte -
wird von den Alteren absolut unzureichend genutzt. Es sind verstarkte
Anstrengungen erforderlich, um die Teilnahme auch der siteren Arbeit-
nehmer an WeiterbildungsmaBnahmen durchzusetzen.

4. Entscheidung fiir den vorzeitigen Ubergang in den Ruhestand

Nur insoweit die Verhinderung von Beschaftigungsnachteilen fiir
altere Arbeitnehmer nicht maglich ist, solite als Alternative die Ver-
setzung in den vorzeitigen Ruhestand geboten sein.

Dabei ist zu gewdhtleisten:

— die Sicherung des bisherigen Einkommens durch entsprechende
Ruhestandsvereinbarungen und

— gegebenenfalls ein Ausgleich fiir eintretende Rentenminderun-
gen.

Alle durch die frithzeitige Versetzung in den Ruhestand entste-
henden Ausgaben sind vom Arbeitgeber zu zahlen.

Die vorzeitige Losung des Arbeitsverhiltnisses eines alteren Ar-
beitnehmers darf nur auf Grund seines ausdriicklichen Wunsches ge-
schehen, Liegt ein solcher eindeutiger Wunsch nicht vor, missen alle
zuvor genannten MaBnahmen und Moglichkeiten ausgeschopft werden,
um dem &lteren Arbeitnehmer seinen Neigungen oder Eignungen ent-
sprechend eine Weiterbeschiftigung zu ermaglichen.

Die Flexibilitdt der Altersgrenze im Rahmen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und die daraus sich ergebende Wahlméglichkeit muB
erweitert werden.

27



Herausgeber: DGB-Bundesvorstand Abt. Sozialpolitik
Verantwortlich: Gerd Muhr

Gestaltung: acon, Koin

Druck: vorwarts-Druck, Bonn-Bad Godesberg



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	I. Einleitung
	II. Zur Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer
	III. Forderungen und MAßnahmen zur Beseitigung von Beschäftigungsnachteilen
	1. Humanisierung der Arbeit
	2. Betriebswechsel und Wiedereingliederung älterer Arbeitnehmer
	3. Verbesserung des Bildungssystems
	4. Entscheidung für den vorzeitigen Übergang in den Ruhestand

